
Abschrift 

30 C 537/18 Verkündet am 07.11.2018 

__ Justizobersekretärin 
als Urkundsbeamtin der 
Geschäftsstelle 

Amtsgericht Kamen 

IM NAMEN DES VOLKES 

Urteil 

Indem Rechtsstreit 

der Lorraine Media GmbH, vertr. d. d. Gf._ Hauptstr. 117, 10827 Berlin, 
Klägerin, 

Prozessbevollmächtigter: 

gegen 

Beklagten, 

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte ••••••• 

hat das Amtsgericht Kamen 

auf die mündliche Verhandlung vom 07.11.2018 

durch den Richter •••• 

für Recht erkannt: 

Der Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 598,50 € nebstZinsen i.H.v. 9 

Prozentpunkten über dem Basiszinssatz der EZB seit dem 15.10.2017 zu 

zahlen. 

Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

Die Kosten des Rechtsstreits trägt der Beklagte. 
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Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Ohne Tatbestand ' (gemäß § 313a Abs. 1 ZPO). 

Entscheid u ngsg rü nde: 

Die zulässige Klage ist in dem sich aus dem Tenor ergebenden Umfang begründet. 

A. 

I. 

Der Klägerin steht gegenüber dem Beklagten ein Anspruch auf Zahlung von 598,50 € 

aus dem zwischen den Parteien abgeschlossenen Vertrag zu. 

Am 26.06.2017 ist durch die Beauftragung der Klägerin durch den Beklagten 

zwischen den Parteien ein Vertrag mit dem Inhalt zustande gekommen, dass die 

Klägerin für den Beklagten zum Zweck der selbstständigen beruflichen Tätigkeit des 

Beklagten als Model, eine digitale Fotoserie anfertigt, hieraus eine digitale Anzeige 

anfertigt und diese auf Dauer digital im Internet veröffentlicht und Anfragen von 

Dritten diesbezüglich digital weitervermittelt. Des Weiteren lag dem Vertrag die 

Beauftragung der Klägerin zugrunde, die Anzeige des Beklagten an einer digitalen 

Blitzbewerbungsfunktion teilnehmen zu lassen und dem Beklagten einen Online­

Zugang zur Liste aktueller Castingtermin einzuräumen. Diesbezüglich vereinbarten 

die Parteien eine Vergütung der Klägerin i.H.v. 598,50 €. 

Die Klägerin hat gegenüber dem Beklagten die vereinbarten Aufträge ausgeführt. 

Der Vergütungsanspruch der Klägerin ist auch fällig. 

Soweit der Beklagte behauptet, eine Mitarbeiterin . der Klägerin habe ihn darüber 

informiert, dass die Zahlung erst mit den ersten Aufträgen des Beklagten fallig ·wird, 

ist der Beklagte im Bezug auf diese Vereinbarung beweisfällig geblieben, da er ein 

diesbezügliches Beweisangebot nicht angebracht hat. 
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Überdies hat der Beklagte auch nicht dargetan, inwiefern eine etwaige 

Willenserklärung der Mitarbeiterin der Klägerin der Klägerin selbst gegebenenfalls 
• 

über § 164 Abs. 1 BGB zuzurechnen wäre. 

Der Vergütungsanspruch der Kfägerin : ist auch nicht durch Widerruf des Beklagten 

untergegangen. 

Denn-dem Beklagten stand ein Widerrufsrecht nicht.zu. 

Ausweislich des I nformationsblatts zum gewerblichen Daueranzeigenauftrag zur 

selbstständigen/beruflichen Tätigkeit des Beklagten als Model (Anl. K2) hat dieser 

gegenüber der Klägerin sein Einverständnis mit dem Verlust seines Widerrufsrechts 

im Gegenzug zur sofortigen Ausführung des Vertrages erklärt. 

Der Vergütungsanspruch der Klägerin ist auch nicht durch Kündigung des Beklagten 

untergegangen. 

Denn dass sich eine etwaige Kündigungserklärung des Beklagten rückwirkend auf 

die Entstehung des Vergütungsanspruchs der Klägerin auswirken konnte, ist nicht 

ersichtlich gewesen. Das Vertragsverhältnis ist durch eine etwaige Kündigung des 

Beklagten lediglich für die Zukunft beendet worden, hiervon unberührt bleibt der 

entstandene Vergütungsanspruch der Klägerin. 

Der Vergütungsanspruch der Klägerin ist auch nicht durch Anfechtung des 

Vertragsverhältnisses durch den Beklagten gemäß § 142 Abs. 1 BGB 

untergegangen. 

Denn unter Zugrundelegung des Vortrags des Beklagten ergab sich für diesen kein 

Anfechtungsgrund nach § 123 Abs. 1 BGB. 

Demnach kann, wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch arglistige Täuschung 

oder widerrechtlich durch Drohung bestimmt worden ist, die Erklärung anfechten. 

Diese Voraussetzungen sind durch den Beklagten vorliegend nicht dargetan worden. 

Insbesondere ist nicht ersichtlich, inwiefern der Beklagte durch die Klägerin zur 

Abgabe seiner Willenserklärung im Hinblick auf den Abschluss des Vertrags 

bestimmt worden wäre. 
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Das Vertragsverhältnis zwischen den Parteien ist auch nicht gemäß § 138 Abs. 2 

BGB nichtig. 

Demnach ist insbesondere ein Rechtsgeschäft nichtig, durch das jemand unter 

Ausbeutung der Zwangslage, der Unerfahrenheit, des mangels an Urteilsvermögen 

oder der erheblichen Willensschwäche eines anderen sich oder einem Dritten für 

eine Leistung Vermögensvorteile versprechen oder gewähren lässt, die in einem 

auffälligen Missverhältnis zu der Leistung stehen. 

Diese Voraussetzungen sind durch den Beklagten nicht dargetan worden. 

Un~bhängig von der Frage des Missverhältnisses zwischen der Leistung der Klägerin 

und der Gegenleistung des Beklagten ergab sich unter Zugrundelegung des Vortrags 

des Beklagten nicht, dass dieser etwa unter Ausbeutung einer Zwangslage, seiner 

Unerfahrenheit, eines Mangels an Urteilsvermögen oder aufgrund erheblicher 

Willensschwäche den Vertrag eingegangen hat. 

Der Klägerin steht gegenüber dem Beklagten ein Anspruch auf Zahlung von Zinsen 

i.H.v. 9 % Punkten über dem Basiszinssatz aus 598,50 € seit dem 15.10.2017, mithin 

seit Zustellung des Mahnbescheids, aus §§ 288 Abs. 2, 291 S. 1 BGB, § 696 Abs. 3 

ZPO zu. 

Das der Klägerin ein Zinsanspruch seit dem 04.07.2017 zusteht, hat diese nicht 

dargetan. Insbesondere hat die Klägerin Vortrag zu den Voraussetzungen des § 286 

BGB vermissen lassen, so dass ihr nach der gesetzlichen Regelung lediglich ein 

Anspruch auf Zahlung von Zinsen seit Rechtshängigkeit zustand. 

11. 

Die Klägerin hat gegenüber dem Beklagten keinen Anspruch auf Zahlung von 40,00 

€ aus k) der Geschäftsbedingungen oder aus § 288 Abs. 5 BGB als Nebenforderung. 

Denn die Klägerin hat weder die Voraussetzungen zu der Verzugspauschale aus k) 

der Geschäftsbedingungen dargetan, noch hat sie zu § 288 Abs. 5 BGB vorgetragen. 

B. 

Die prozessualen Nebenentscheidungen beruhen auf §§ 92 Abs. 2 Nr. 1 ZPO, 708 

Nr. 11,713 ZPO. 
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Der Streitwert wird auf 598,50 EUR festgesetzt. 

Pockrandt 


